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Änderungsantrag 

der Abgeordneten Katharina Schulze, Ludwig Hartmann, Johannes Becher, 
Gülseren Demirel, Thomas Gehring, Jürgen Mistol, Verena Osgyan, Tim Pargent, 
Stephanie Schuhknecht, Gisela Sengl, Florian Siekmann, Cemal Bozoğlu, 
Dr. Martin Runge, Toni Schuberl, Ursula Sowa, Dr. Sabine Weigand und Fraktion 
(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

zum Gesetzentwurf der Staatsregierung zur Änderung des Gemeinde- und Land-
kreiswahlgesetzes und weiterer Rechtsvorschriften 
hier: Jugendbeteiligung und Seniorenmitwirkung (Änderung der Gemeindeord-

nung) 
(Drs. 18/28527) 

Der Landtag wolle beschließen: 

§ 2 wird wie folgt geändert: 

1. Nach Nr. 21 wird folgende Nr. 22 eingefügt: 

„22. Nach Art. 33 werden die folgenden Art. 33a und 33b eingefügt: 

„Art 33a 

Beteiligung von Kindern und Jugendlichen 

(1) 1Die Gemeinde soll Kinder und muss Jugendliche bei Planungen und 
Vorhaben, die ihre Interessen berühren, in angemessener Weise beteiligen. 
2Dafür sind von der Gemeinde geeignete Beteiligungsverfahren zu entwickeln. 
3Insbesondere kann die Gemeinde einen Jugendgemeinderat oder eine andere 
Jugendvertretung einrichten. 4Die Mitglieder der Jugendvertretung sind ehren-
amtlich tätig. 

(2) 1Jugendliche können die Einrichtung einer Jugendvertretung beantra-
gen. 2Der Antrag muss  

in Gemeinden mit bis zu 20 000 Einwohnern   von 20,  

in Gemeinden mit bis zu 50 000 Einwohnern   von 50, 

in Gemeinden mit bis zu 200 000 Einwohnern   von 150,  

in Gemeinden mit über 200 000 Einwohnern   von 250  

in der Gemeinde wohnenden Jugendlichen unterzeichnet sein. 3Der Gemeinde-
rat hat innerhalb von drei Monaten nach Eingang des Antrags über die Einrich-
tung der Jugendvertretung zu entscheiden; er hat hierbei Vertreterinnen oder 
Vertreter der Jugendlichen zu hören. 

(3) In der Geschäftsordnung ist die Beteiligung von Mitgliedern der Jugend-
vertretung an den Sitzungen des Gemeinderats in Jugendangelegenheiten zu 
regeln; insbesondere sind ein Rederecht, ein Anhörungsrecht und ein Antrags-
recht vorzusehen. 

(4) 1Der Jugendvertretung sind angemessene finanzielle Mittel zur Verfü-
gung zu stellen. 2Über den Umfang entscheidet der Gemeinderat im Rahmen 
des Haushaltsplans. 3Über die Verwendung der Mittel ist ein Nachweis in einfa-
cher Form zu führen. 
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Art 33b 

Mitwirkung von Seniorinnen und Senioren 

1Die Gemeinde soll Seniorinnen und Senioren bei seniorenspezifischen An-
gelegenheiten in angemessener Weise beteiligen. 2Das Nähere regelt das Se-
niorenmitwirkungsgesetz.““ 

2. Die bisherigen Nrn. 22 bis 59 werden die Nrn. 23 bis 60. 

 

 

Begründung: 

Zu Art. 33a 

Der Kern unserer kommunalen Demokratie besteht aus der Beteiligung der Menschen 
vor Ort am politischen Prozess. Demokratische Partizipation sollte allerdings nicht erst 
im Erwachsenenalter beginnen. Auch Jugendliche wollen sich stärker am politischen 
und gesellschaftlichen Leben beteiligen und ihre Zukunft mitgestalten. Dabei ist zentral, 
dass junge Menschen nicht nur gehört werden, sondern ihre Stimme auch zählt. Es ist 
Aufgabe der Politik, einen festen und verbindlichen Rahmen für die Teilhabe von Ju-
gendlichen in Bayern zu schaffen. 

Gerade vor dem Hintergrund des demografischen Wandels ist eine gleichberechtigte 
Teilhabe junger Menschen unerlässlich für die Zukunftsfähigkeit der Kommunen. Ju-
gendliche sind von Entscheidungen heute am meisten in der Zukunft betroffen und wol-
len daher bereits heute mitwirken. Sie sind Expertinnen und Experten in eigener Sache 
und wollen selbst Verantwortung tragen und ernst genommen werden. Durch die Teil-
habe am demokratischen Meinungs- und Willensbildungsprozess wird außerdem das 
Vertrauen junger Menschen in die Demokratie gestärkt. 

Nach dem Vorbild der baden-württembergischen Gemeindeordnung soll auch jungen 
Menschen in Bayern ein in der Gemeindeordnung verankertes Recht auf echte politi-
sche Teilhabe eingeräumt werden. Zu bestimmen, in welchem konkreten Rahmen sich 
Jugendliche einbringen können, wird dabei den Gemeinden selbst überlassen, solange 
ihnen die Möglichkeit auf Mitbestimmung geboten wird. 

Mit einem gesetzlich verankerten Recht auf Jugendbeteiligung in der Bayerischen Ge-
meindeordnung kann auch entscheidend zur Persönlichkeitsentwicklung junger Men-
schen beigetragen werden. Sie können damit zur Selbstbestimmung befähigt, zu ge-
sellschaftlicher Mitverantwortung und sozialem Engagement angeregt werden. 

Zu Art. 33b 

Die Beteiligung von Seniorinnen und Senioren am politischen Prozess und der Demo-
kratie vor Ort ist ebenso zu stärken. Durch das Bayerische Seniorenmitwirkungsgesetz 
(BaySenG) wird der politischen Teilhabe von Seniorinnen und Senioren ausreichend 
Rechnung getragen. 


